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Arbeitskreis IV

Arbeit und Soziales
Leitung: Diana Golze                                                



10.08.2012

Liebe Genossinnen und Genossen,

im Rahmen der Neuermittlung der Leistungen der Mindestsicherung hat die Bundesregierung unter der Federführung von Frau von der Leyen ein sogenanntes Bildungs- und Teilhabepaket für Kinder und Jugendliche konzipiert und schließlich auch durch die Gesetzgebung gebracht. 

 Das Bildungs- und Teilhabepaket (BuT) ist von der Regierung mit dem ausdrücklichen Zweck entwickelt worden Sachleistungen statt Bargeld den leistungsberechtigten Menschen zukommen zu lassen. Die unterschwellige und teilweise auch ausdrückliche Unterstellung: Menschen im Grundsicherungsbezug – insbesondere Hartz IV – würden Geld lieber für sich selber (etwa für Flachbildschirme, Alkohol und Tabak) als für ihre Kinder ausgeben. Damit wird das Vorurteil der verantwortungslosen Sozialleistungsbeziehenden bedient. Auf diese Art und Weise betreibt die Regierung Stigmatisierung und soziale Ausgrenzung.   Die LINKE lehnt dieses politische Vorgehen im Grundsatz ab. 

Ungeachtet dessen sind nunmehr Fakten geschaffen. Es sind im Bundeshaushalt Gelder für das Bildungs- und Teilhabepaket zur Verfügung gestellt worden – und im Gegensatz wurde der Regelsatz auch von Kindern und Jugendlichen durch entsprechende Abzüge kleingerechnet. Dies bedeutet, dass der Zugang und die Inanspruchnahme der Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets ein Teil des politisch zu gewährleistenden menschenwürdigen Existenzminimums darstellen. Es ist demzufolge auch kein Erfolg, wenn nach Angaben des Städtetags bzw. des Landkreistags etwas mehr als die Hälfte der leistungsberechtigten Kinder und Jugendliche nach mehr als einem Jahr Leistungen  nach dem Bildungs- und Teilhabepaket in Anspruch genommen haben. Dies bedeutet, dass fast der Hälfte der Kinder und Jugendlichen ein Teil ihres menschenwürdigen Existenzminimums vorenthalten bleibt. 

Der Bund stellt den Kommunen laut Finanzplanung über eine pauschale Anhebung der Bundesbeteiligung an den kommunal zu finanzierenden Kosten der Unterkunft folgende Summen für die Jahre 2011 und 2012 zur Verfügung: 
* 626 Mio. Euro für Leistungen im Rahmen der Grundsicherung  
* 102 Mio. Euro für Leistungen im Rahmen des Kinderzuschlags 
* 50 Mio. Euro für Leistungen im Rahmen des Wohngeldes 
* 163 Mio. Euro für Verwaltungskosten BuT insgesamt
Dazu kommen jenseits des engeren BuT befristet bis 2013: 
* 400 Mio. Euro Schulsozialarbeit und Hortmittagessen. 

Der DGB weist in einer Analyse der Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepakets darauf hin, dass auch die Gelder 2011 nur zu einem Bruchteil für die vorgesehenen Leistungen nach dem Bildungs- und Teilhabepaket ausgegeben wurden (ohne Einbeziehung der sog. Optionskommunen: 130 Mio. bei einem Gesamtbudget von über 600 Mio. Euro für die Leistungen des BuT im Bereich Hartz IV).  

Für das Haushaltsjahr 2012 steht eine ähnliche bescheidene Ausschöpfung des Budgets für die eigentlichen Zwecke zu befürchten. Die Ausgaben des Haushaltsjahres 2012 werden aber die Bezugsgröße für den Haushaltsansatz 2013, d.h. je weniger der Haushaltsansatz 2012 ausgeschöpft wird, desto geringer wird er ab 2013. Eine restriktive Mittelvergabe 2012 führt absehbar dauerhaft zu weniger Leistungen für die berechtigten Kinder und Jugendlichen. Auch ist für das Jahr 2012 noch nicht abschließend geklärt, ob der Bund nicht für dieses Jahr auch schon auf einer Erstattung nicht verausgabter Gelder besteht; auszuschließen ist dies nach derzeitigem Kenntnisstand nicht, obwohl sowohl Wortlaut des Gesetzes sowie Aussagen der Länder diesem Vorgehen widersprechen.

DIE LINKE sollte auf der einen Seite deutlich machen, in welch bescheidenem Umfang die Gelder des Bildungs- und Teilhabepakets tatsächlich den leistungsberechtigten Kindern und Jugendlichen zu Gute kommt. Die Kommune ist hier eine entscheidende Ebene. Dafür hängen für Euch eine Musteranfrage an, mit der ihr die Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepakets vor Ort abfragen könnt. Der Fokus liegt hier auf der Frage, wie viel Geld ist für welche Zwecke verwendet worden. Mit den Informationen solltet ihr vor Ort politisch und pressemäßig gut arbeiten können. Wir wären für die Antworten dankbar, um sie auf der bundespolitischen Ebene zu verwenden. 

Gleichzeitig sollte DIE LINKE die örtliche Verwaltung drängen, die gegebenen Spielräume zu nutzen, damit die Gelder – solange das Bildungs- und Teilhabepaket nicht anders organisiert ist - tatsächlich sachgerecht ausgegeben werden, sprich: nicht für die kommunale Haushaltskonsolidierung oder zur Finanzierung anderer Aufgaben zweckentfremdet werden.  

Hierfür stehen u.a. folgende Wege offen: 
* systematische Information über die Leistungsansprüche bei jedem Behördenkontakt; 

* wohlwollende Flexibilität bei der Bewilligung der Anträge statt restriktiver Praxis; 

* ausdrücklicher Hinweis auf die Möglichkeit Ansprüche auf die „Teilhabeleistung“ (10 Euro / Monat) für einen längeren Zeitraum anzusparen und  „auszahlen“ zu lassen
). 

Die Verwaltung hat demnach vor Ort Spielräume, zu deren Nutzung DIE LINKE beispielsweise öffentlich oder mit einem Antrag in dem kommunalen Parlament aufrufen sollte.  

Wir überlassen Euch die beigefügte Musteranfrage in der Hoffnung, dass Ihr diese – ggf. um Eure kommunalen Besonderheiten erweiterte – Anfrage nutzen könnt, um damit politisch auf das Thema Bildungs- und Teilhabepaket aufmerksam zu machen und damit dazu beizutragen, dass alle leistungsberechtigten Kinder und Jugendlichen ihre Ansprüche realisieren können. 

Mit solidarischen Grüßen
Diana Golze

Leiterin AK IV: Arbeit, Gesundheit und Soziales
(Musteranfrage)

Erfahrungen und Erkenntnisse bei der Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepakets 

1. Wie ist die kommunale Umsetzung des sog. Bildungs- und Teilhabepakte vor Ort organisiert? Wer ist jeweils für die administrative Umsetzung zuständig und ggf. welche Absprachen gibt es zwischen der Kommune und dem örtlichen JobCenter (differenziert nach den verschiedenen Rechtskreisen: SGB II, SGB XII, Bundeskindergeldgesetz, Wohngeldgesetz und Asylbewerberleistungsgesetz)? 

2. Wie hoch war rechnerisch der vom Bund zugewiesene Haushaltsansatz für die Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepaket (BuT) für das Haushaltsjahr 2011 (SGB II, SGB XII, Kinderzuschlag, Wohngeld – jeweils für Leistungen sowie separat für die Verwaltung)? 

3. In welchem Umfang wurden die zur Verfügung gestellten Mittel des BuT im Haushaltsjahr 2011 für die jeweiligen Zwecken verausgabt? 

4. In welchem Umfang (absolute Höhe sowie Anteil zu Haushaltsansatz) sind Mittel des BuT im Haushaltsjahr 2011 nicht verausgabt worden und welcher Verwendung wurden diese Mittel zugeführt?  Welche Aktivitäten hat die Kommune unternommen, um sicherzustellen, dass die Mittel für das BuT zweckentsprechend und vollständig verwendet werden?

5. Wie hoch waren rechnerisch die vom Bund zur Verfügung gestellten Mittel für die Mittagsverpflegung in Kinderbetreuungseinrichtungen sowie für Schulsozialarbeit (jenseits des BuT) und in welchem Umfang wurden diese Gelder für die jeweiligen Zwecke im Haushaltsjahr 2011 verausgabt?

6. In welchem Umfang (absolute Höhe sowie Anteil zu Haushaltsansatz) sind diese Mittel im Haushaltsjahr 2011 nicht verausgabt worden und welcher Verwendung wurden diese Mittel zugeführt?

7. Wie viele leistungsberechtigte Personen für das Bildungs- und Teilhabepaket gab es 2011 in den verschiedenen Rechtskreisen (SGB II, SGB XII, Bundeskindergeldgesetz, Wohngeldgesetz sowie Asylbewerberleistungsgesetz)?

8. Bitte die Fragen 2 – 7 bezogen auf das Haushaltsjahr 2012 – soweit aktuell Daten vorliegen – beantworten. 

9. Um welche Höhe würde der Haushaltsansatz für die Leistungen des BuT für das Jahr 2013 rechnerisch verringert, wenn die Ausgaben für das Haushaltsjahr 2012 – wie vom Gesetz vorgesehen (§ 46 SGB II) – den Bezugspunkt für die Ermittlung des Haushaltsansatzes darstellen?  

10. Wie ist die Beantragung der Leistungen aus dem BuT-Paket örtlich organisiert? Gelten bei der Beantragung von Leistungen nach dem SGB II konkludent auch die Leistungen nach dem BuT als beantragt? Wie werden die Leistungsberechtigten systematisch auf die Ansprüche aus dem BuT hingewiesen?  Werden die Leistungsberechtigten insbesondere auf die Möglichkeit des Ansparens der Ansprüche auf Teilhabeleistungen hingewiesen (vgl. Tätigkeitsbericht der AG BuT für den Bund-Länder-Ausschuss 2011, der in seiner Anlage 2 – „Erörterung grundsätzlicher Rechtsfragen“ -  zu dem Schluss kommt, dass ein Ansparen nach gesetzlicher Grundlage „unbeschränkt möglich erscheint“, mindestens aber eine „Ansparung für maximal 12 Monate als zulässig erachtet“)? 

11. Wie viele Leistungen des BuT-Pakets sind im Haushaltsjahr 2011 sowie bislang in 2012 beantragt worden (bitte differenziert nach Leistungsart: eintägige Ausflüge, mehrtätige Klassenfahrten, Schülerbeförderung, Lernförderung, Mittagessen, Teilhabe)? 

12. Wie viele dieser Anträge wurden im Haushaltsjahr 2011 und bislang im Haushaltsjahr 2012 a) positiv und b) abschlägig beschieden? Welche Gründe gab es für die Versagung eines positiven Bescheids?  

13. Wie hoch ist der Anteil der positiv beschiedenen Anträge für die verschiedenen Leistungen (bitte nach Leistungsart differenzieren) a) in Relation zu den gestellten Anträgen und b) in Relation zu den jeweils anspruchsberechtigten Kindern und Jugendlichen?  

14. a) Wie lange war die durchschnittliche Bearbeitungsdauer für einen Antrag für die Leistungen aus dem BuT (bitte differenziert nach Rechtskreis)? b) Wie hoch ist der Bestand an aktuell unbearbeiteten Anträgen? c) Wie verfährt die kommunale Verwaltung, wenn Eltern aufgrund der Bearbeitungsdauer in eine finanzielle Vorleistung getreten sind? d) Werden derartige Vorleistungen  unbürokratisch erstattet?

15. Wie viele Personen bearbeiten in den verschiedenen Verwaltungen die Leistungen nach dem BuT? 

16. Wie viele Personen sind seit Januar 2011 zusätzlich eingestellt oder zu diesem Zweck innerhalb der Verwaltungen versetzt worden, um die Leistungen nach dem BuT zu bearbeiten? 

17. Wie viele Personen sind aktuell vor Ort für den Bereich der Schulsozialarbeit zuständig und wie viele Personen sind seit Januar 2011 zusätzlich eingestellt worden?

18. Wurden seit Einführung des BuT sachlich einschlägige kommunale Leistungen reduziert oder abgeschafft (etwa: Zuschüsse zu Mittagessen in Einrichtungen, Förderung von Lernhilfe oder Schülerbeförderung, freiwillige Leistungen der Kinder – und Jugendhilfe)? 

19. Wie wird der bürokratische Aufwand für die Abwicklung der Leistungen des BuT durch die einbezogenen Akteure vor Ort (Politik, Verwaltung, Schulen, Vereine und Leistungsberechtigte) bewertet? Stehen insbesondere administrativer Aufwand und Effekt in einem angemessenen Verhältnis?

� Auszug aus einem Papier der AG BuT (Bund-Länder Arbeitsgruppe) zur Klärung grundsätzlicher Rechtsfragen: „Hinsichtlich der Ansparung von Ansprüchen über einen Bewilligungszeitraum hinaus, hat der Gesetzgeber keine ausdrückliche Beschränkung vorgesehen, sodass sie unbeschränkt möglich erscheint. Teilweise wird … eine Ansparung für maximal 12 Monate als zulässig erachtet.“ Anmerkung: also Ansparung mindestens für 12 Monate möglich! – das eröffnet der Praxis vor Ort einigen Spielraum.





